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5) Ergänzung des Außenhandelsge

setzes um den Schutz geisti

ger Eigentumsrechte in Verbin

dung mit dem Außenhandel. Die

se Rechte bilden eine der drei 

Säulen der WTO und gewinnen 

an Bedeutung für viele Länder, 

die nationale Interessen schützen 

wollen.

6) Das Gesetz hat Bestimmungen 

zur rechtlichen Verantwortung 

überarbeitet und genauer defi

niert.

Zusammenfassend zielt das überar

beitete Außenhandelsgesetz aus Sicht 

des Handelsministeriums vor allem a) 

auf die Herstelung gleicher Bedingun

gen für in- und ausländische Händler, 

b) auf die Schaffung fairer und vor

hersehbarer Rahmenbedingungen für 

den Außenhandel und c) auf die Er

richtung eines verlässlichen Beobach

tungssystems für die Entwicklung des 

Außenhandels und der Zahlungsbi

lanz, wie dies internationale Praxis sei. 

-schü-

21 Chinas Nachfrage nach 

Agrarprodukten beeinflusst 

die Weltmarktpreise

Chinas wachsende Nachfrage nach 

Agrarprodukten nimmt - ebenso wie 

bei Energie und Industrieprodukten - 

zunehmend Einfluss auf die Entwick

lung der Weltmarktpreise. So stiegen 

beispielsweise im letzten Jahr die Prei

se für Sojabohnen um 80%. Einerseits 

war dies eine Folge einer schwachen 

Ernte in den USA, andererseits hat

te die Nachfrage Chinas deutlich zu

genommen. Inzwischen nimmt China 

13% der Sojabohnenernte der USA ab. 

Ähnlich sieht es bei Weizen aus, des

sen Weltmarktpreis um 20% zulegte. 

Der Import ausländischer Agrarpro

dukte ist nach dem Beitritt des Lan

des zur WTO und der damit verbun

denen Liberalisierungsschritte für aus

ländische Anbieter auch einfacher.

Obwohl die Regierung ihre Anstren

gungen verstärkt, den Anbau von So

jabohnen, Mais und Reis für die ei

genen Bauern attraktiver zu machen, 

wird mittelfristig auch von chinesi

scher Seite mit einem Anstieg der 

Importe gerechnet. Trotz der neuen 

Politik soll nach Einschätzung des 

US-Agrarministeriums die Anbauflä

che für Weizen und Mais weiter rück

läufig sein. Auch nehmen die Lager

vorräte von Weizen und Mais in Chi

na weiter ab. Dies ist auch bewusste 

Politik der Regierung, die einen La

gerabbau vor einer Ausweitung der 

Importe im Augenblick vorzieht. Nach 

Einschätzung von US-Analysten rei

chen die Lagerbestände für ein weite

res Jahr und beschränken dadurch den 

Umfang der Importe. (AWSJ, 30.4.04)

Insgesamt wird für das Jahr 2003/04 

mit einer globalen Produktion von 

Weizen in Höhe von 549,3 Mio. t ge

genüber einem Verbrauch von 589,4 

Mio. t gerechnet (siehe Tabelle). 

Chinas Weizenoutput wird sich vo

raussichtlich auf 83 Mio. t belaufen, 

das wären 20 Mio. t weniger als benö

tigt. Zwar wird ein großer Teil noch 

aus Vorräten bedient werden, doch 

könnte schon im Jahre 2005/6 Chinas 

Nachfrage mit 10 Mio. t die weltweit 

größte Weizennachfrage werden. (HB, 

29.4.04) -schü-

Quelle: Foreign Agricultural Service, in: 

HB, 29.4.04.

Die größten Weizenproduzenten 

und -konsumenten weltweit (Mio. 

*)

Produ

zenten

2003/04 2002/03

EU 90,5 103,9

China 86,0 90,3

Indien 65,1 71,8

USA 63,6 43,7

Russland 34,0 50,5

Welt, gesamt 549,3 566,2

Konsu

menten

China 104,5 105,2

EU 94,5 97,1

Indien 69,6 74,3

Russland 35,5 39,3

USA 32,8 30,3

Welt, gesamt 589,4 601,0

Binnenwirtschaft

22 Wirtschaftsentwicklung im

1. Quartal 2004: Überhit

zungstendenzen nehmen zu

Chinas gesamtwirtschaftliche Ent

wicklung im 1. Quartal 2004 ist er

neut durch ein sehr hohes Wachstum 

gekennzeichnet. Die Wachstumsrate 

lag bei 9,7%, deutlich höher als die 

Zuwachsrate von 9,1% im 1. Quartal 

2003 und 8% im Jahre 2002. Während 

der Sprecher des Staatlichen Statis

tikamtes, Zheng Jingping, noch von 

einem vernünftigen Wachstumstempo 

spricht, verstärken sich die Überhit

zungsanzeichen. Zheng wies bei der 

Vorstellung der vorläufigen Statisti

ken für das 1. Quartal 2004 darauf 

hin, dass das Wachstum im 4. Quartal 

2003 bei 9,9% gelegen habe.

Aus der geringfügig gesunkenen 

Wachstumsrate im 1. Quartal gegen

über der Vorjahresperiode auf einen 

Trend zur Normalisierung zu schlie

ßen, scheint verfrüht zu sein. Tat

sächlich liegt das Entwicklungstempo 

auch höher als von verschiedenen Ana

lysten angenommen; diese waren von 

rd. 9,2% Wachstum für die ersten drei 

Monate d.J. ausgegangen.

Wachstumsmotor waren erneut die In

vestitionen, die im 1. Quartal um 

43% stiegen und bei 879,9 Mrd. RMB 

lagen. Das Investitionswachstum von 

26,7% im letzten Jahr war bereits als 

zu hoch angesehen worden, und die 

aktuelle Investitionsentwicklung weist 

nochmals auf die Überhitzung der 

Wirtschaft hin.

Die industrielle Wertschöpfung nahm 

um 17,7% in den ersten drei Monaten 

zu; im März lag die Wachstumsrate so

gar bei 19,4%.

Das hohe Wachstum wurde auch von 

der Ausweitung des privaten Kon

sums getragen. Der Einzelhandelsum

satz stieg im 1. Quartal um nominal 

10,7% und real um 9,2%. Der Umsatz 

in den städtischen Regionen lag mit 

einer Zunahme um 12,3% (852,5 Mrd. 

RMB) deutlich höher als in den länd

lichen Regionen (+7,6%; 430,5 Mrd. 

RMB).

Eine Ursache für den hohen Anstieg 

des Einzelhandelsumsatzes war der 

verstärkte Konsum im Zusammen

hang mit dem Frühlingsfest, das mit 

einer Ferienwoche für die meisten 

Beschäftigten verbunden war. Der 

größte Anstieg der Umsätze entfiel 

auf die Verkäufe von Kfz (+56,5%), 

Telekommunikationsausrüstungen 

(+60%) sowie Erdöl und Erdölderi

vate (+37,6%).

Erstmals seit langer Zeit nahmen die 

Preise wieder relativ kräftig zu, vor 
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allem wenn der geringe Preisanstieg 

von lediglich 1,2% im letzten Jahr als 

Vergleich herangezogen wird. Der Ver

braucherpreisindex lag um 2,8% höher 

gegenüber der Vorjahresperiode; allein 

im März hatte die Inflationsrate bei 

3% gelegen.

Der wichtigste Grund für den Preis

anstieg war die Erhöhung der Nah

rungsmittelpreise. Auf diese Produkt

gruppe entfällt rund die Hälfte des 

Warenkorbes, der für die Berechnung 

des Verbraucherpreisindex herangezo

gen wird. Die Preise für Nahrungsmit

tel nahmen im 1. Quartal um 7,1% zu; 

im März lag der Preisanstieg bei 7,9%. 

Die Preise für Materialien, die in der 

Industrieproduktion eingesetzt wer

den, nahmen im 1. Quartal um 4,8% 

gegenüber der Vergleichsperiode des 

Vorjahres zu. Industrielle Rohstoffe, 

Brennstoffe und Energiepreise wie

sen einen Anstieg von 8,3% auf. 

Nach Einschätzung von Zhu Hongren 

von der Staatlichen Entwicklungspla

nungskommission ist der inflationäre 

Druck erheblich gestiegen.

Unternehmen, die auf Brennstoffe wie 

Koks angewiesen sind, müssen höhe

re Preise auch aufgrund von Knapp

heit im Transportangebot einkalkulie

ren. So ist beispielsweise die Hang

zhou Iron and Steel Co. gezwun

gen gewesen, aufgrund fehlender Ei

senbahntransportkapazitäten die er

forderlichen Koksmengen per Lkw an

liefern zu lassen. Dies führte zu ei

nem Kostenanstieg um 20.000 US$ pro 

Tag für das Unternehmen. (AWSJ, 

15.4.04) Energieknappheit und Man

gel an Rohstoffen wie Tonerde sind 

die Gründe, warum in den kom

menden Monaten Aluminiumherstel

ler Kürzungen ihres Outputs vorneh

men müssen. (NfA, 26.4.04)

Die Preise für Stahlprodukte nahmen 

im 1. Quartal um 39,9% zu. Hinter

grund ist die enorme Nachfrage der 

inländischen Unternehmen des Bau

sektors, Maschinenbaus, der Automo

bilindustrie sowie des Eisenbahn- und 

Containerbaus. Weiterhin hatte der 

Anstieg der Preise auf den interna

tionalen Rohstoffmärkten Einfluss auf 

die chinesischen Stahlpreise. (XNA, 

12., 17.4.04.; AWSJ, 14., 19.4.04)

Bisher hat das Staatliche Statistik

amt mit dem Hinweis auf die mo

derate Inflationsrate noch nicht von 

einer Überhitzung der Gesamtwirt

schaft, sondern nur von Problemen in 

einzelnen Branchen gesprochen. Nach 

Einschätzung verschiedener Analysten 

spiegeln jedoch steigende Exportprei

se die tatsächliche Inflationsentwick

lung wider. So erhöhten beispielswei

se zwei der größten staatseigenen Che

mieunternehmen ihre Exportpreise für 

Insektizide, die im Reis- und Baum

wollanbau eingesetzt werden, um 50%, 

durften aber für den Inlandsmarkt kei

ne Preissteigerung durchsetzen. (IHT, 

15.4.04; SCMP, 15.4.04)

Neben dem Staatlichen Statistikamt 

hat auch die Zentralbank ihre In

flationsraten veröffentlicht, die aller

dings für das 1. Quartal eine Zunah

me der Konsumgüterpreise von 7,4% 

ausweisen. (FT, 3.5.04) Auf welcher 

Berechnungsmethode dieser Indikator 

basiert, ist nicht klar.

Trotz der derzeitigen Unsicherheiten 

über die weitere konjunkturelle Ent

wicklung kommt der Internationale 

Währungsfonds (IWF) in einem Be

richt Mitte April d.J. zu dem Schluss, 

dass China auch in den kommen

den Dekaden eines der wachstums

stärksten Länder sein wird. Bis zum 

Jahr 2020 könnte das durchschnittli

che Wachstum 7,6% pro Jahr betra

gen. Voraussetzung hierfür sind nach 

Einschätzung des IWF jedoch wei

tere Strukturreformen, insbesondere 

des Arbeitsmarktes, des Bankensys

tems und des sozialen Sicherungssys

tems. (HB, 15.4.04) -schü-

23 Erneut Maßnahmen zur Ab

kühlung der Konjunktur

Trotz der Maßnahmen zur Eindäm

mung der überhitzten Konjunktur, 

die bereits im Herbst letzten Jahres 

begannen, lassen sich in den ersten 

drei Monaten d.J. noch keine Anzei

chen einer Trendwende feststellen. Ne

ben geldpolitischen Maßnahmen der 

Zentralbank, scheint die Notwendig

keit für direkte staatliche Eingriffe in 

Investitionsentscheidungen der Unter

nehmen immer wichtiger zu werden. 

Ursächlich hierfür ist die Tatsache, 

dass indirekte Mechanismen nur unzu

reichend bzw. nicht schnell genug wir

ken.

Zu den indirekten Maßnahmen zählt 

der Einsatz von geldpolitischen In

strumenten. Die Zentralbank warnte

Mitte April d.J. davor, dass ein zu ho

hes Kreditangebot eine Inflation aus

lösen und die Immobilienpreise aufblä

hen könnte. Folge dieser Entwicklung 

wären eine Zunahme der uneinbringli

chen Kredite und der Risiken im Fi

nanzsektor.

Am Ende des 1. Quartals lag der An

stieg der Geldmenge M2 nach Anga

ben der Zentralbank bei 19,2% gegen

über März 2003. Anfang des Jahres 

hatte die Zentralbank das Wachstum 

dieser Geldmenge auf 17% beschränkt.

Als Maßnahme zur Eindämmung des 

Kreditangebots der Banken hat die 

Zentralbank mit Wirkung ab dem 

25.4.04 den Mindestreservesatz von 

7% auf 7,5% angehoben. Banken mit 

einer sehr niedrigen Eigenkapitalquo

ten müssen einen Mindestreservesatz 

von 8% einhalten. Ausgenommen von 

dieser Regelung sind die Agrarbanken, 

für die ein Mindestreservesatz von 6% 

gilt. (IHT, 13.04.04)

Erstmals seit 1995 wird auch offen 

die Frage diskutiert, ob die Ban

ken die Kreditzinsen erhöhen sollten. 

Wang Menkui, Direktor des Entwick

lungsforschungszentrums beim Staats

rat, wies auf die Möglichkeit hin, die 

Zinsen, falls es nötig werden sollte, für 

mittel- und langfristige Kredit anzu

heben. (FT, 20.4.04)

Da die Regierung selbst an der Wirk

samkeit der indirekten Maßnahmen 

zweifelt und offensichtlich auch den 

Widerstand der Lokalregierungen in 

den Küstenregionen mit besonders 

hohem Wirtschaftswachstum brechen 

muss, sind administrative Maßnah

men zusätzlich ergriffen worden. Dies 

hatten Staatspräsident Hu Jintao in 

seiner Rede vor dem Boao-Forum auf 

der Insel Hainan sowie Ministerprä

sident Wen Jiabao vor seiner Euro

pareise im April angekündigt. (AWSJ, 

24.4.04; IHT, 29.4.04)

Zu den direkten Maßnahmen gehören 

verschärfte Bestimmungen zur Land

nutzung, um auf diese Weise den Bau 

von Industrieparks und das Indust

riewachstum zu beschränken. (IHT, 

29.4.04) Auch sollen die Provinzregie

rungen begonnen haben, Wirtschafts

entwicklungszonen, die niedrige Steu

ern und andere Vergünstigungen für 

die Ansiedlung von Unternehmen an

bieten, nicht weiter zu genehmigen. 

(IHT, 15.4.04)
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Ende April veröffentlichte der Staats

rat außerdem die Anweisung an die 

Lokalregierungen, bestimmte Investi

tionsprojekte, die angefangen bzw. 

in Planung sind, nochmals zu über

prüfen. Hierzu wurden explizit In

vestitionsprojekte im Stahlsektor, für 

die Zementproduktion, Regierungsge

bäude, Golfplätze, städtische Nah

verkehrsbahnen, Ausstellungszentren 

und Einkaufszentren gezählt. Neue 

Stahl-, Aluminium- oder Zementanla

gen werden voraussichtlich keine Ge

nehmigung mehr in diesem Jahr erhal

ten.

Um das Kreditwachstum zu beschrän

ken, forderte die Bankaufsichtsbehör

de außerdem Ende April die Ge

schäftsbanken auf, keine Kredite mehr 

an Unternehmen in solchen Branchen 

zu vergeben, die aufgrund von Überka- 

pazitäten keine Genehmigung ihrer In

vestitionsprojekte erhalten haben und 

aus diesem Grund keinen Kredit auf

nehmen dürften. Dazu gehörten die 

Branchen Automobil, Aluminium, Ze

ment, Immobilien und Stahl. Dagegen 

sollten die Banken vorzugsweise Kre

dite für die Kohle-, Elektrizitäts- und 

Erdölindustrie, für öffentliche Einrich

tungen und für die Infrastruktur ver

geben. (XNA, 29.4.04; IHT, 30.4.04)

Vor dem Hintergrund, dass das Kre

ditvolumen der Banken im März 

um 20% gegenüber der Vorjahrespe

riode zunahm und die Banken of

fensichtlich die früheren Aufforderun

gen der Bankaufsichtbehörde ignorier

ten, kündigte die Behörde nunmehr 

an, Inspektionsteams in die Regio

nen zu entsenden. Ausgewählt wur

den für diese Inspektion sieben Pro

vinzen, in denen sichergestellt werden 

soll, dass die Banken dort ihre Aus

leihungen an Unternehmen in Bran

chen mit Überkapazitäten reduzieren. 

(AWSJ, 15.4.04)

Weiterhin setzt die Partei auf Über

zeugungsarbeit. So müssen Partei

funktionäre aus den Provinzen Semi

nare über nachhaltiges Wachstum und 

dem Ausgleich von wirtschaftlicher 

und sozialer Entwicklung in der zent

ralen Parteischule absolvieren. (ST In- 

teractive, 3.4.04)

Neben diesen Maßnahmen gibt es ers

te Schritte von Branchen, ihren Ab

satz auf dem Inlandsmarkt zu dros

seln, um ein Überangebot auf dem 

Markt zu verhindern. So kündigten die 

drei größten Hersteller von kaltgewalz

tem Stahl an, im April 20% weniger 

auf dem Inlandsmarkt zu verkaufen. 

Gleichzeitig wollen die Unternehmen 

versuchen, mehr auf den Weltmarkt 

anzubieten.

Welche Überkapazitäten bestehen, 

machen einige Beispiele deutlich: Die 

Kapazitäten bei Klimaanlagen sind 

auf 35 Mio. Stück gestiegen, aller

dings können auf dem Inlandsmarkt 

nur 20 Mio. Stück pro Jahr abgesetzt 

werden. Bei Kühlschränken gibt es 

einen Überschuss zwischen Produkti

on und Absatz von jährlich 2,5 Mio. 

Stück, bei Mobilfunkgeräten liegt die 

Produktion von vier Monaten auf La

ger. Auch im Kfz-Sektor werden die 

Überschüsse und Lagerbestände sicht

bar: In Changchun, im Joint Venture 

FAW-VW, wurden 78.000 Fahrzeuge 

im 1. Quartal hergestellt, doch nur 

69.000 verkauft. (HB, 14.4.04)

Auf die Ankündigung von Maßnah

men, mit denen die konjunkturelle 

Entwicklung abgebremst werden soll, 

reagierten vor allem die internationa

len Rohstoff- und Wertpapiermärkte, 

aber auch Transportdienstleistungen 

mit Preiseinbrüchen. (FAZ, 30.4.04; 

FT, 27., 30.4.04) -schü-

24 Implementation der Haus

haltsplanung 2003

Im März stellte der Finanzminister 

Jin Renqing während der NVK-Ta- 

gung den Bericht zur Implementa

tion des Haushalts 2003 vor. Nach 

Angaben des Finanzministers wur

de die Einnahmen- und Ausgaben

entwicklung im Haushalt 2003 durch 

die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

beeinflusst, insbesondere durch den 

Ausbruch der Lungenepidemie SARS. 

Die Auswirkungen spiegelten sich in 

einem relativ starken Rückgang der 

Einnahmen im 2. Quartal 2003 wi

der. In Reaktion darauf wurde die Ein

nahmeentwicklung stärker kontrolliert 

sowie die Steuererhebung und -Ver

waltung verstärkt. Mit der Erholung 

der Wirtschaft stiegen auch die Ein

nahmen wieder an. Gegenüber dem 

Jahr 2002 nahmen die Einnahmen aus 

MWST um 17,1%, Verbrauchssteuern 

um 12,8%, Geschäftssteuern um 16% 

und Zolleinnahmen auf Importe um 

42,9% zu.

Dem Bericht des Finanzministers zu

folge verbesserte sich auch die Quali

tät des Wachstums und die Perform

ance der Unternehmen. Aus diesem 

Grund stiegen die Einkommensteuern 

der Unternehmen um 15,9%. Ein ho

hes Wachstum um 16,9% wiesen auch 

die Einkommensteuern der privaten 

Haushalte auf; Steuern auf den Kauf 

von Kfz nahmen um 34,2% zu.

Die Einnahmen im Gesamthaushalt 

lagen nach vorläufigen Erhebungen 

bei 2.169,1 Mrd. RMB, eine Zunah

me um 14,7% gegenüber dem Vor

jahr. Diesem Ergebnis standen Ge

samtausgaben von 2.460,7 Mrd. RMB 

(+11,6%) gegenüber, sodass ein Defi

zit von 291,6 Mrd. RMB entstand.

Auf der Ebene der Zentralregierung 

und der Lokalregierungen erfolgt ei

ne getrennte Erfassung von Ausga

ben und Einnahmen. Der Haushalt 

der Zentralregierung wies Einnahmen 

in Höhe von 1.246,5 Mrd. RMB 

(+9,6%) aus. Die Ausgaben im Haus

halt der Zentralregierung betrugen

1.566,3 Mrd. RMB (+8,3%), das da

raus resultierende Defizit lag bei 319,8 

Mrd. RMB.

Die Haushalte der Lokalregierungen 

wiesen zusammen Einnahmen von 

1.808,2 Mrd. RMB aus (einschließ

lich der Steuerrückerstattungen und 

Subventionen, die von der Zentralre

gierung stammen), eine Zunahme um 

14% gegenüber 2002. Die Ausgaben la

gen bei 1.780 Mrd. RMB (einschließ

lich 61,5 Mrd. RMB, die an die Zent

ralregierung überwiesen wurden), ein 

Anstieg um 11,8%. Der positive Sal

do von 28,2 Mrd. RMB wurde in den 

Haushalt des Jahres 2004 eingestellt.

Ausgabenschwerpunkt 1: Un

terstützung DER GESAMTWIRT

SCHAFTLICHEN Stabilität

Im Rahmen der staatlichen Ausga

benpolitik emittierte die Regierung 

Schatzanleihen in Höhe von 140 Mrd. 

RMB. Die Einnahmen aus der Emis

sion wurden schwerpunktmäßig für 

die ländlichen Gebieten, für die wirt

schaftliche Restrukturierung, für die 

zentralen und westlichen Regionen des 

Landes, für Wissenschaft, Technologie 

und Bildung, für den Umweltschutz 

und für öffentliche Gesundheitsdienst

leistungen eingesetzt.

Weiterhin wurden die Transferzahlun

gen an Lokalregierungen erhöht, die 
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das Ziel einer stärker ausgeglichenen 

Regionalentwicklung unterstützen sol

len. Allgemeine Transferzahlungen aus 

dem zentralstaatlichen Haushalt belie

fen sich auf 191,2 Mrd. RMB, dies wa

ren 17,9% mehr als in der Vorjahres

periode. Spezielle Transferzahlungen, 

bestimmt für soziale Sicherheit, Land

wirtschaft, Wissenschaft, Technologie 

und Bildung, Gesundheit und Ar

mutsbekämpfung machten 257,7 Mrd. 

RMB aus, ein Anstieg um 7,3%.

Als Reaktion auf den Ausbruch von 

SARS richtete die Regierung einen 

Anti-SARS-Fonds mit einem Volu

men von rd. 2 Mrd. RMB ein, der 

aus dem Haushalt der Zentralregie

rung finanziert wurde. Weiterhin wur

de beschlossen, für arme ländliche und 

städtische Patienten eine kostenlose 

SARS-Behandlung anzubieten. Die

se Entscheidung spielte dem Bericht 

nach eine wichtige Rolle bei der er

folgreichen Bekämpfung der Krank

heit, vor allem auf dem Lande. Finanz

behörden der verschiedenen Verwal

tungsebenen stellten insgesamt 13,6 

Mrd. RMB für Vorsorge und Behand

lung bereit, darunter 2,8 Mrd. RMB 

aus dem Haushalt der Zentralregie

rung. In der zweiten Jahreshälfte wies 

die Zentralregierung nochmals 1 Mrd. 

RMB zur Verbesserung des öffentli

chen Gesundheitssystems an. Darü

ber hinaus erhielten die Branchen, die 

von SARS besonders betroffen waren, 

steuerliche Ausnahmen. Hierzu zähl

ten Tourismus, Nahrungsmittel- und 

Getränkeindustrie, Luftfahrt, Eisen

bahn, Hotelgewerbe und Taxiunter

nehmen.

Ausgabenschwerpunkt 2: Unter

stützung von Reformmassnah

men

Mittel der Zentralregierung in Höhe 

von 30,5 Mrd. RMB sowie teilweise 

auch von den Lokalregierungen flös

sen in die Fortführung der Reform des 

ländlichen Steuersystems und der Ver

waltungsgebühren. Die Experimente 

wurden im Jahre 2003 auf 20 Provin

zen ausgedehnt und führten dazu, dass 

die finanzielle Belastung der Bauern 

um 30% zurückging. Weiterhin wur

de auf einer Versuchsbasis mit der di

rekten Subvention von Getreideprodu

zenten in den Provinzen Anhui, Ji

lin, Hunan, Hubei, Henan, Liaoning, 

Hebei und Jiangxi sowie der Inneren 

Mongolei angefangen. Darüber hinaus 

wies die Zentralregierung für Regio

nen, die von Naturkatastrophen be

troffen waren, 10,8 Mrd. RMB für die 

Unterstützung von 160 Mio. Personen 

an. Zusätzlich wurden aus dem Haus

halt der Zentralregierung 44 Mrd. 

RMB für die Förderung der landwirt

schaftlichen Wissenschaft und Tech

nologie überwiesen und 6,7 Mrd. RMB 

für Bildung, Gesundheit und Kultur 

bereitgestellt.

Ausgabenschwerpunkt 3: Förde

rung von Beschäftigung und so

zialer Sicherheit

Umfang und Dauer der steuerlichen 

Begünstigung zur Förderung der Wie

derbeschäftigung wurden erhöht. Aus 

dem Haushalt der Zentralregierung 

wurden 4,7 Mrd. RMB für Transfer

zahlungen im Rahmen von Wieder

beschäftigungsprogrammen und 60,8 

Mrd. RMB (+13,1%) für Sozialhilfe 

(zur Sicherung des Basis-Lebensunter

halts) sowie für Rentenzahlungen zur 

Verfügung gestellt. Hierdurch, so der 

Bericht des Finanzministers, hätte die 

zeitliche Bereitstellung der Mittel „im 

Wesentlichen“ garantiert werden kön

nen. Weiterhin wurden den Lokalre

gierungen 1,5 Mrd. RMB als Spezial

fonds für soziale Härtefälle zur Verfü

gung gestellt.

Ausgabenschwerpunkt 4: Inves

titionen in soziale Belange

Die Ausgaben für Bildung, Gesund

heit, Wissenschaft, Technologie, Kul

tur und Sport aus dem zentralen 

Haushalt wurden um 12,4% erhöht 

und beliefen sich auf 85,5 Mrd. RMB. 

Mittel in einem Umfang von rd. 2 

Mrd. RMB flössen in die Renovierung 

baufälliger Grund- und Mittelschulen 

in ländlichen Gebieten. Auch die Re

formen in der medizinischen Grund

versorgung für städtische Beschäftigte 

wurde unterstützt.

Weiterhin wurden verschiedene Refor

men des Steuersystems im Bericht des 

Finanzministeriums erwähnt. Hierzu 

zählt u.a. die Restrukturierung der 

Exportsteuerrückerstattung mit einer 

Reduzierung um durchschnittlich 3%. 

Weiterhin wurde mit der Unterteilung 

zwischen Einnahmen- und Ausgaben

management weiter fortgefahren.

Zusammenfassend kommt der Bericht 

zu dem Ergebnis, dass die Implemen

tation der Haushaltsplanung schwie

riger war, als angenommen, dass 

aber am Ende die Einnahmeentwick
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lung überraschend gut ausgefallen sei. 

(BBC EF, 19.3.04) -schü-

25 Grundzüge der Haushalts

planung 2004

Neben der Implementation der Haus

haltsplanung 2003 stellte der Finanz

minister in seinem Bericht den Ent

wurf des Haushalts für das laufende 

Jahr 2004 vor. Zunächst ging er auf die 

wesentliche Planziele im Haushalt ein. 

Dazu zählt eine Erhöhung der Ein

nahmen im zentralen Haushalt um 7% 

auf 1.381,2 Mrd. RMB und der Ausga

ben um 5,6% auf 1.701,7 Mrd. RMB. 

Das aus höheren Ausgaben resultie

rende Defizit von 319,8 Mrd. RMB hat 

dasselbe Niveau wie im Jahre 2003. In 

Relation zum BIP soll das Defizit nur 

noch 2,5% gegenüber 2,9% im Jahre

2003 betragen.

Für das Jahr 2004 sind Ausgaben 

für anleihefinanzierte Projekte in Hö

he von 110 Mrd. RMB bzw. 30 Mrd. 

RMB weniger als im Vorjahr im Zent

ralhaushalt eingeplant. Von der Ge

samtsumme entfallen 95 Mrd. RMB 

auf den Zentralhaushalt; weitere 15 

Mrd. RMB werden als Staatsanleihen 

von der Zentralregierung für die Lo

kalregierungen emittiert. Der Gesamt

wert der Schatzbriefe, der im Jahr

2004 begeben wird, beläuft sich auf 

702,2 Mrd. RMB. Hiervon werden

367,4 Mrd. RMB von der Zentralre

gierung benötigt, um in- und auslän

dische Kredite zurückzuzahlen, und 

319,8 Mrd. RMB sind für die Deckung 

des Haushaltsdefizits für 2004 erfor

derlich. Die verbleibenden 15 Mrd. 

RMB stellen den Wert der Anleihen 

dar, die von der Zentralregierung für 

die Lokalregierungen emittiert wer

den.

Als Ursache für das weiterhin ho

he Defizit im Zentralhaushalt nennt 

der Bericht die relativ schwache Basis 

für das Wirtschaftswachstum. Auch 

müssten die anleihefinanzierten Pro

jekte zu Ende gebracht werden. Mit

telfristig sollen aber mehr nichtstaat

liche Investitionen die staatlichen er

setzen.

Durch die Emission von Anleihen 

wird die Entwicklung der ländlichen 

Infrastruktur, des öffentlichen Ge

sundheitswesens, der Grundschulaus

bildung, der Lokalverwaltungen auf 

der unteren Ebene, öffentliche Sicher
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heit und juristische Organe finanziert. 

Weiterhin soll die Entwicklung der 

Region Westchina und Nordostchinas 

und anderer alter Industriestandorte 

unterstützt werden. Gleichzeitig wer

den einige Großprojekte wie das Was

serkontrollprojekt am Huaihe-Fluss, 

die Qinghai-Tibet-Eisenbahnlinie, die 

Umleitung von Wasser von Süd nach 

Nord sowie die Transmission von Elek

trizität von West- nach Ostchina an

leihefinanziert.

Schwerpunkte der Ausgaben sind:

1) Landwirtschaft, ländliche Gebiete 

und Bauern.

Die Förderung für diese drei o.g. Be

reiche sieht gegenüber dem Vorjahr ei

ne Zunahme um 20% bzw. 30 Mrd. 

RMB vor. Außerdem werden die länd

lichen Steuern reduziert und in ei

nem Zeitraum von fünf Jahre abge

schafft. Mittel in Höhe von 39,6 Mrd. 

RMB werden in Form von Transfer

zahlungen für Ausfälle im Zusammen

hang mit der Reform der ländlichen 

Steuern und Abgaben bereitgestellt. 

Unterstützt wird das ländliche Bil

dungssystem und das Getreide-Distri

butionssystem mit direkten Subven

tionen für die Getreidebauern.

2) Beschäftigung und soziale Siche

rung.

Auch im Haushalt 2004 wird die

sen o.g. Bereichen mehr Aufmerksam

keit geschenkt. Der Fonds zur Finan

zierung von Wiederbeschäftigungspro- 

grammen soll um 3,6 Mrd. RMB auf 

76,6 Mrd. RMB erhöht werden. Wei

tere 77,9 Mrd. RMB werden für die 

Sicherung von Zahlungen für den Le

bensunterhalt von Personen mit sehr 

niedrigem Einkommen und für die 

Sicherung von Rentenansprüchen be

reitgestellt. Auf der Basis der Erfah

rungen mit dem städtischen sozialen 

Sicherungssystem in der Provinz Liao- 

ning sollen die Experimente auch auf 

die nordöstlichen Provinzen Jilin und 

Heilongjiang ausgedehnt werden.

3) Bildung, Wissenschaft, Technolo

gie, Kultur und Sport.

Schwerpunkte sind die neunjährige 

Pflichtschulausbildung in den ländli

chen Gebieten, Verbesserung der Prä

vention und medizinischen Versorgung 

im Gesundheitssektor sowie Experi

mente mit der Einführung eines länd

lichen kooperativen Systems der me

dizinischen Versorgung und Gesund

heitsdienstleistungen. Weiterhin soll 

die Reform des Verwaltungssystems 

für Wissenschaft und Technologie be

schleunigt sowie die Umsetzung von 

Wissenschaft und Technologie in der 

Produktion gefördert werden. Insge

samt sollen Mittel in Höhe von 95,5 

Mrd. RMB (+190 Mrd. RMB gegen

über 2003) aus dem Haushalt für Bil

dung, Gesundheit, Wissenschaft und 

Technologie, Kultur und Sport bereit

gestellt werden.

4) Erhöhung der Transferzahlungen an 

die Lokalregierungen.

Vorgesehen ist eine erneute Erhöhung 

der Transferzahlungen, insbesondere 

für die Regionen in Westchina. Zu

sätzlich zu den 427,7 Mrd. RMB in 

Form von Steuerrückerstattungen und 

Struktursubventionen will die Zentral

regierung aus dem zentralen Haushalt 

an die Lokalregierungen 513,3 Mrd. 

RMB als Transferzahlungen überwei

sen, eine Zunahme um 64,4 Mrd. 

RMB. Hiervon entfallen 223,8 Mrd. 

RMB auf allgemeine Transferzahlun

gen (+32,6 Mrd. RMB).

5) Unterstützung von Reformen des 

Wirtschaftssystems.

Hierzu wird im Bericht die Reform der 

Mechanismen zur Erstattung der Ex

portsteuern gezählt, für die 210,8 Mrd. 

RMB im Haushalt 2004 eingestellt 

und die über die MWST und Ver

brauchssteuer finanziert werden. Wei

terhin soll ein Wandel von der pro

duktionsbezogenen zur konsumbezo

genen MWST verfolgt werden. Expe

rimente in einigen Industrien in Nord

ostchina sollen hierzu fortgesetzt wer

den. Darüber hinaus soll eine Anglei

chung der Unternehmensbesteuerung 

zwischen inländischen und ausländi

schen Unternehmen erfolgen. Außer

dem soll die Reform des Finanzsektors 

unterstützt und das Finanzrisiko redu

ziert werden. Der Schwerpunkt liegt 

auf der Einführung eines Aktiensys

tems in der Bank of China und der 

China Construction Bank sowie auf 

der Erhöhung der Subventionen für 

Verluste der ländlichen Kreditgenos

senschaften.

6) Unterstützung der Lokalregierun

gen bei ihren Verwaltungsaufgaben.

Aus dem Zentralhaushalt werden 11,8 

Mrd. RMB bereitgestellt, um die Lo

kalregierungen bei der pünktlichen

Zahlung der Gehaltserhöhungen für 

ihre Beschäftigten zu unterstützen. 

Für die Übernahme verbesserter so

zialer Leistungen für pensionierte Ar

meeoffiziere sind 3 Mrd. RMB sowie 

für öffentliche Sicherheit und Gerichte 

1,58 Mrd. RMB vorgesehen. Die Aus

gaben für die nationale Verteidigung 

sollen um 11,6% auf 21,83 Mrd. RMB 

steigen.

Um die Haushaltsplanung umsetzen 

zu können, fordert der Finanzminister 

in seinem Bericht u.a.

- die Stärkung der Steuereinziehung 

und -Verwaltung, um das geplan

te Einnahmenwachstum zu errei

chen. Hierfür muss die Einheit

lichkeit, Autorität sowie Uneinge

schränktheit der Steuergesetze ga

rantiert werden; nicht genehmig

te Steuervergünstigungen müssen 

unterbunden werden. Weiterhin 

muss resolut gegen Schmuggel, 

Steuerhinterziehung und -betrug 

vorgegangen werden.

- Stärkung des Ausgabenmanage

ments und Beschränkung der Aus

gaben, insbesondere für Festivitä

ten der Verwaltungen, Zeremonien 

etc.

- Verbesserung der Verwaltung des 

Staatshaushalts und der steuerge

setzlichen Rahmenbedingungen

Die Haushaltsplanung für das Jahr 

2004 macht deutlich, dass die Regie

rung einerseits die weitere Auswei

tung der Staatsverschuldung begren

zen will und die aktive Fiskalpoli

tik mit Begebung von Staatsanleihen 

für die Finanzierung der Infrastruk

tur einschränkt. Andererseits ist die 

Regierung jedoch gezwungen, für die 

Verbesserung der gesamtwirtschaftli

chen Rahmenbedingungen und für die 

Unterstützung der Systemtransforma

tion und der damit verbundenen Ne

benwirkungen wie soziale Instabilität, 

Zunahme des regionalen Wachstums

gefälles etc., die Ausgaben zu erhö

hen. Soziale Belange haben bei der 

Aufteilung der Staatsausgaben stär

ker an Bedeutung gewonnen, ebenso 

wie die Förderung der landwirtschaft

lichen Entwicklung, der Bildung und 

der öffentlichen Gesundheit. (NZZ, 

8.3.04)

Im Rahmen der fiskalpolitischen 

Steuerung wurde von der Regierung 

in den letzten Jahren ein erhebliches
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Volumen an Staatsanleihen für den 

Bau von Infrastruktur eingesetzt. Zwi

schen 1998 und 2003 verschuldete sich 

die Regierung in Form langfristiger 

Anleihen mit 800 Mrd. RMB. Yang 

Qingwei, Direktor der Abteilung für 

Anlageinvestitionen bei der Staatli

chen Entwicklungsplanungskommissi

on, wies in einer Stellungnahme darauf 

hin, dass durch dieses deficit spend- 

ing die gesamtwirtschaftliche Wachs

tumsrate um rd. 2 Prozentpunkte pro 

Jahr erhöht werden konnte. (BBC EF, 

10.3.04)

Mit Blick auf die Haushaltsplanung 

für 2004 kommentierte die ausländi

sche Presse vor allem die Erhöhung 

des Militärhaushalts und vermutete, 

dass diese für den Bau von Hightech- 

Waffensystemen bestimmt sei. In Re

aktion auf diesen Vorwurf kritisier

te die Renmin Ribao, das offizielle 

Sprachrohr der KPCh, dass die west

lichen Medien die angegebenen Sta

tistiken zum Militärhaushalt anzwei

felten und von Ausgaben berichteten, 

die um das Drei bis Vierfache oder 

noch höher liegen würden. Im Ver

gleich zum Militärhaushalt der USA 

in Höhe von 401,7 Mrd. US$ (2004; 

Zunahme um 10%) sei der chinesische 

wesentlich kleiner. (BBC PF, 17.3.04) 

-schü-

SVR Hongkong

26 Beijing schließt direkte

Volkswahlen in Honkong für 

2007/ 2008 aus

Die konstitutionelle Krise um die Ver

fahren für die Wahlen zum Regie

rungschef und zur Legislativversamm

lung in der Sonderverwaltungsregion 

hat sich im April weiter zugespitzt. 

Mit einer Auslegung des Hongkonger 

Grundgesetzes {Basic Law, BL) durch 

den Ständigen Ausschuss des Natio

nalen Volkskongresses (StA des NVK) 

hat die chinesische Zentralregierung 

eine eindeutige Abkehr von ihrem bis

herigen Verzicht auf direkte Einmi

schung in die politische Selbstbestim

mung der SVR vollzogen. In der Ver

fassungskrise von 1999, die im Zu

sammenhang mit der politischen Kon

troverse um das Aufenthaltsrecht von 

festländischen Bürgern in Hongkong 

entstanden war, hatte der StA des 

NVK notgedrungen auf eine „hausge

machte“ Regierungskrise in der SVR 

interveniert (vgl. C.a., 2000/8, S.907- 

916). Diesmal dagegen hat die Bei

jinger Führung erstmals eigenständig 

die Initiative zur Auslegung des Basic 

Law ergriffen und damit ihre Autori

tät über das konstitutionelle und poli

tische System Hongkongs mit den bis

lang deutlichsten Mitteln behauptet.

Wie die Beijinger Zentralregierung be

reits im März angekündigt hatte, un

ternahm der StA des NVK Anfang 

April eine Auslegung der Anhänge I 

und II zum BL, in denen die Ver

fahren zur Wahl des Regierungschefs 

{Chief Executive) und zur Legislativ

versammlung {Legislative Council) ge

regelt werden. Während Artikel 45 

und 68 des BL in beiden Fällen als 

„ultimate goal“ für einen unbestimm

ten Zeitpunkt in der Zukunft direk

te Volkswahlen anvisieren, eröffnen die 

beiden Anhänge die theoretische Mög

lichkeit, dass entsprechende Änderun

gen der Wahlverfahren ,jm Bedarfs

fall“ (,jf there is a need to amend“) be

reits zur Wahl des Regierungschefs ab 

2007 bzw. zur Wahl der Legislativver

sammlung ab 2008 vorgenommen wer

den. Als formale Voraussetzungen für 

die Verabschiedung solcher Änderun

gen der Wahlverfahren sind eine Zwei

drittelmehrheit in der Legislativver

sammlung, die Zustimmung des Re

gierungschefs sowie die Einwilligung 

(„approval“) durch bzw. Berichterstat

tung an den StA des NVK vorgesehen. 

Allerdings regeln die Anhänge nicht, 

unter welchen Bedingungen und auf 

wessen Initiative hin eine solche Ände

rung der Wahlverfahren vorzunehmen 

ist.

Diese Regelungslücke im BL füllte der 

StA des NVK nun durch eine Ausle

gung (Interpretation“). Nach der Ver

fassungskrise von 1999 hatte sich die 

Auffassung durchgesetzt, dass diesem 

faktisch und formal (nach Art. 67 (4) 

der Verfassung der VR China und Art. 

3 58 des BL) die Kompetenz zur Aus

legung des BL zukommt (vgl. C.a., 

2000/8, S.916). Ziel der am 6. April 

verabschiedeten Auslegung sei es laut 

NVK-Präsident Wu Bangguo gewe

sen, eine Klärung missverständlicher 

Inhalte im BL herbeizuführen, eine 

„gesunde“ Entwicklung des politischen 

Systems der SVR sicherzustellen so

wie Wohlstand und Stabilität in Hong

kong langfristig zu wahren. Die Ausle

gung bestand aus den folgenden vier 

Punkten:

1. Der Wortlaut der Anhänge „ab 

2007“ schließt das Jahr 2007 mit 

ein. Theoretisch schließt die Aus

legung damit noch nicht aus, dass 

der Regierungschef bereits 2007 

aus freien Wahlen hervorgeht, ein 

Umstand, der im demokratischen 

Lager zunächst Hoffnungen weck

te.

2. Der Wortlaut „im Bedarfsfall“ be

deutet. dass eine Änderung der 

Wahl verfahren erfolgen kann, aber 

keineswegs erfolgen muss. Hiermit 

reagierten die Autoren abschlä

gig auf Meinungen demokratischer 

Vertreter, wonach freie Wahlen für 

2007 durch den Wortlaut des BL 

bereits für 2007/2008 gewisserma

ßen präjudiziert seien.

3. Die Initiative für eine eventuelle 

Änderung der Wahlverfahren hat 

vom Regierungschef der SVR aus

zugehen, der laut BL die Spitze 

des von der Exekutive dominier

ten politischen Systems der SVR 

darstellt und zugleich die direkte 

politische Verantwortlichkeit ge

genüber der chinesischen Zentral

regierung trägt. Auf einen entspre

chenden Bericht des Regierungs

chefs an den StA des NVK hin 

obliegt es dem StA zu entschei

den, ob und in welcher Weise 

der „Bedarfsfall“ für eine Ände

rung der Wahlverfahren gegeben 

ist. Der StA des NVK hat da

bei ,jm Licht der aktuellen La

ge in der SVR Hongkong und 

gemäß des Prinzips eines gradu

ellen und geregelten Fortschrei

tens“ zu entscheiden. Die Auto

ren verneinen damit die Möglich

keit, dass aus den Reihen der Le

gislativversammlung ein entspre

chender Vorschlag kommt. Vor al

lem aber behaupten sie damit ein 

vorbehaltloses Vorrecht der chine

sischen Zentralregierung, über die 

weitere Ausgestaltung des politi

schen Systems in Hongkong zu 

entscheiden. Begründet wird die

ses Recht damit, dass der „ho

he Grad an Autonomie“, der der 

SVR im BL zugestanden wird, der 

Autorisierung durch die Zentralre

gierung entspringt, der solcherma

ßen also auch die Kontrolle über 


